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Ein ungewöhnliches Trio spannt für
den Kampfjet der Zukunft zusammen
Grossbritannien, Italien und Japan wollen ein hypermodernes Militärflugzeug bauen – auch Saudiarabien drängt in das Konsortium

NIKLAUS NUSPLIGER (LONDON),
LUZI BERNET (ROM), MARCO KAUFFMANN

Ein Jet der Superlative soll es werden.
Ein Fluggerät mit hochmodernen Waf-
fen, Datensystemen und Sensoren. Bei
bestimmten Eigenschaften werde die
Maschine den amerikanischen F-35 von
Lockheed Martin, für manche Militär-
experten der Goldstandard, übertref-
fen. So versprechen es zumindest die drei
Partner dieses trinationalen Rüstungspro-
jekts: Grossbritannien, Italien und Japan.

Der globale Anspruch des europä-
isch-asiatischen Projekts spiegelt sich
im Namen: Global Combat Air Pro-
gram. Bei Entwicklungskosten von ge-
schätzt über 10 Milliarden Dollar soll
der Hightech-Jet 2035 lieferbar sein.
Den Initianten schwebt etwa vor, in der
Sensor-Technologie neue Standards zu
setzen. Sie hilft, gegnerische Ziele früh-
zeitig zu erkennen.

Die britische Regierung nannte es
eine «beispiellose internationale Luft-
undRaumfahrtkoalition», als sie dasVor-
haben im Dezember 2022 vorstellte. Ein
ungewöhnlicher Schritt ist es insbeson-
dere für Japan. Tokios Ansprechpartner
für grosse Rüstungsprojekte waren bis-
her ausschliesslich die USA. So koope-
rieren Washington und Tokio etwa bei
der Herstellung von Kampfjets der Ty-
pen F-15 und F-30. Japan produziert zahl-
reiche Flugzeugteile in Lizenz.Allerdings
liefert der amerikanische Hersteller die
ganze Elektronik – also die Technologie
fürAutopilot,Waffensysteme,Kommuni-
kation – als verschlüsseltes Paket. Japan
übernehme damit eine «Black Box»,
sagt der Sicherheitsexperte Satoru Na-
gao von der Denkfabrik Hudson Insti-
tute inWashington.Das Land sei dadurch
nicht in der Lage, auf seine Bedürfnisse
zugeschnittene Anpassungen vorzuneh-
men oder selbständig Upgrades durch-
zuführen. Japanische Sicherheitspoliti-
ker beklagen, die Amerikaner betrieben
Geheimniskrämerei.

Tokio lehnt sich zwar weiterhin nah
an Amerika an, aber man möchte weni-
ger von der Schutzmacht abhängig sein
angesichts der gewachsenen Bedrohung
durch Nordkorea und China. Japan sucht
daher zusätzliche Partner, zumal eine
mögliche Wiederwahl Donald Trumps
als nicht zu vernachlässigendes Risiko
angesehen wird. Während dessen Präsi-
dentschaft fühlte sichTokio massiv unter
Druck gesetzt. Trump drängte Ameri-
kas Alliierte, die Militärausgaben zu er-
höhen. Die japanische Regierung fragte
sich derweil, ob ein stärker nach innen
gerichtetes Amerika in einem Krisenfall
überhaupt ein verlässlicher Partner wäre.

Ausdruck von «Global Britain»

Dass Grossbritannien im trinationalen
Projekt mitmischt, ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Neben den 48 amerikani-
schen F-35, deren gestaffelte Anschaf-
fung noch immer am Laufen ist, bil-
det die Flotte der seit 2003 fliegenden
137 Eurofighter Typhoons das Rückgrat
der britischen Luftwaffe. Diese soll ab
2035 durch den neuen Jet ersetzt werden.
An die Stelle der europäischen Koope-
ration mit Deutschland, Frankreich und
Spanien tritt also das europäisch-pazifi-
sche Projekt mit Japan und Italien.

MancheKommentatoren sehen diesen
Schritt im Lichte des Brexits und der da-
mit verbundenen sicherheitspolitischen
Neuausrichtung Londons. Die rüstungs-
politische Kooperation Aukus zwischen
Grossbritannien, den USA und Austra-
lien zum Bau von nuklear betriebenen
U-Booten zeigt bereits, dass sich London
stärker dem asiatisch-pazifischen Raum
zuwendet.Die Kooperation mit Japan ist
der zweite greifbareAusdruck diesesAn-
satzes. Er wird in der aussenpolitischen
Strategie unter dem Schlagwort «Global
Britain» explizit propagiert.

Angesichts der hohen Kosten der
Kampfjet-Entwicklung wäre freilich
auch ein einziges Projekt der europäi-

schen Nato-Alliierten denkbar gewesen.
Dass es nicht dazu kam, hat laut Dou-
glas Barrie vom Londoner Institute for
International and Security Studies meh-
rere Gründe. Der Experte für militäri-
sche Luftfahrt weist darauf hin, dass
sich Frankreich und Grossbritannien als
regionale Militärmächte mit eigenem
Führungsanspruch in derVergangenheit
nie auf die gemeinsame Produktion von
Kampfjets einigen konnten.

Paris zog sich 1985 aus dem Eurofigh-
ter-Projekt zurück und setzte auf die rein
französische Rafale. Insofern überrascht
es nicht, dass nun Grossbritannien an-
dere Wege geht und nicht bei der neuen
Kooperation von Frankreich, Deutsch-
land und Spanien mitmacht. Laut Barrie
kommt hinzu, dass bei Projekten mit zu
vielen Beteiligten auch Zusatzkosten ent-
stehen können, wenn etwa die Montage
aus souveränitätspolitischen Gründen in
jedem einzelnen Staat erfolgen muss.

Noch ist nicht im Detail klar, welcher
der drei Staaten in welcher Form zum
Bau des neuen Flugzeugs beitragen wird.
Auch wenn das Projekt aus drei gleich-

berechtigten Partnern aufAugenhöhe be-
steht, sieht sich Grossbritannien in einer
Führungsrolle. Das Land verfügt über
eine starke Rüstungsindustrie und bringt
jahrzehntelange Erfahrung bei der Her-
stellung von Kampfjets und bei Koope-
rationen mit Partnern aus allerWelt mit.

Italiens Produktionserfahrung

Italien verfügt heute über Kampfflug-
zeuge des Typs AMX, Tornado, Euro-
fighter und F-35. Es ist damit in unter-
schiedliche länderübergreifende Koope-
rationen eingebunden. Die Zusammen-
arbeit mit Japan bei der Entwicklung
eines Kampfjets der sechsten Genera-
tion ist allerdings Neuland.

Zwar führen die Luftwaffen beider
Länder schon seit 2019 gemeinsame
Trainings durch. Japanische Piloten
werden auf der vom Rüstungsunterneh-
men Leonardo und von der Armee ge-
gründeten Flugschule IFTS ausgebildet
und trainieren auf Stützpunkten inApu-
lien und Sardinien. Und erst gerade vor
wenigen Wochen sind vier italienische

F-35 nach Japan aufgebrochen, um dort
gemeinsame Übungen mit japanischen
F-15 durchzuführen. Nach dem Willen
der Regierung von Giorgia Meloni sol-
len nun die militärischen und industriel-
len Beziehungen weiter intensiviert wer-
den – vor allem mit der gemeinsamen
Entwicklung des neuen Kampfjets.

Dabei geht es nicht etwa um geostra-
tegische Ambitionen Italiens im indo-
pazifischen Raum. «Unser Land kann
dort keine wichtige Rolle spielen», sagt
Michele Nones, Vizepräsident des Insti-
tuts für Internationale Angelegenheiten
in Rom und ehemaliger Berater desVer-
teidigungsministeriums. Die Gründe für
die Kooperation seien praktischer Natur.
Japan sei in verschiedener Hinsicht ein
attraktiver Partner. Es verfüge über
Innovationskraft, eine leistungsfähige
Industrie und genügend finanzielle Mit-
tel. Mit den Briten wiederum verbindet
Italien eine lange und eingeübte Partner-
schaft bei Rüstungsgeschäften.

In der Dreierallianz braucht sich Ita-
lien nicht zu verstecken. Mit dem staat-
lich dominierten Konzern Leonardo
verfügt das Land über eines der grössten
Rüstungsunternehmen der Welt. Aus-
serdem wird es als Produktionsstand-
ort für Kampfflugzeuge immer wichti-
ger. Im norditalienischen Cameri nahe
der Schweizer Grenze werden namhafte
Anteile der weltweiten F-35-Flotte zu-
sammengebaut. Auch die Schweiz lässt
mindestens 24 der von ihr bestellten 36
F-35-Kampfflugzeuge dort produzieren.
Das Know-how ist also vorhanden.

Tokio gegen Saudi-Beteiligung

Die Übereinkunft zwischen Italien,
Japan und Grossbritannien ist aus euro-
päischer Perspektive brisant. Die Frage
stellt sich nämlich, wer künftig die bes-
seren Karten hat, wenn es darum gehen
wird, die definitive Finanzierung sicher-
zustellen beziehungsweise dafür zu sor-
gen, dass der neue Jet auch vermarktet
werden kann: das EU-Trio (Frankreich,
Deutschland, Spanien) oder das japa-
nisch-britisch-italienische Konsortium?

«Der potenzielle Markt für die sehr
teuren Flugzeuge der sechsten Genera-
tion wird klein sein», prognostiziert No-
nes vom Institut für Internationale An-
gelegenheiten.Dann wird sich zeigen, ob
es vonVorteil ist, wenn man ein «globa-
leres» und weniger «europäisches Flug-
zeug» anbieten kann.

Wie die «Financial Times» imAugust
publik machte, lobbyiert Saudiarabien
ebenfalls für einen Platz im ambitionier-
ten Konsortium. Die italienische Regie-
rung steht einer Beteiligung Riads ge-
mäss Medienberichten offen gegenüber.
Klar positive Signale kommen aus Lon-
don.Die Briten hatten die Saudi seit den
1960er Jahren zuerst mit Electric-Light-
ning-Jets und später mit Tornados und
Typhoons beliefert. Nun wäre aus Lon-
doner Sicht eine Vertiefung der Koope-
ration mit den Saudi ebenfalls denkbar,
zumal diese die Kosten senken und wo-
möglich zusätzliche Absatzmärkte er-
schliessen könnte.

In der britischen Öffentlichkeit wäre
eine stärkere Rüstungskooperation mit
Riad trotz der geopolitischen Bedeut-
samkeit umstritten. So hat die Nach-
richt, Premierminister Rishi Sunak wolle
im Herbst den saudischen Kronprinz
Mohammed bin Salman in London als
Staatsgast empfangen, kritische Reak-
tionen ausgelöst.

Starke Vorbehalte gegenüber einem
Einbezug Saudiarabiens sind aus Japan
zu vernehmen.Der Experte Satoru Na-
gao von der amerikanischen Denk-
fabrik Hudson Institute hält ein Einlen-
ken Japans für unwahrscheinlich. Jeder
zusätzliche Teilnehmer verkompliziere
das ohnehin komplexe Projekt, heisst
es in Sicherheitskreisen. Konkret be-
fürchtet Tokio, dass die Saudi Exporte
in Länder befürworten würden, die aus
japanischer Sicht ein No-Go sind – zum
Beispiel China.

Der britisch-italienisch-japanische Düsenjäger (im Bild oben eine Visualisierung) soll gar den F-35 (unten) des amerikanischen
Herstellers Lockheed Martin überflügeln. PD / EDGAR SU / REUTERS

Auch wenn das Projekt
aus gleichberechtigten
Partnern besteht,
sieht sich Grossbritannien
in einer Führungsrolle.
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Die Krippen-Allianz ist in heller Aufregung
Der Ständerat könnte die Pläne von Mitte-links und Arbeitgebern durchkreuzen

KATHARINA FONTANA, BERN

Es hätte der krönende Abschluss der
ablaufenden «Frauenlegislatur» wer-
den und den Initiantinnen einen Ehren-
platz in der feministischen Ahnengale-
rie sichern sollen: das Kita-Gesetz, das
den Bund definitiv zum Zahlvater für
Krippenplätze machen will. Doch aus
der Krönung wird vorerst nichts, denn
die Sache wurde von der vorberatenden
Ständeratskommission vertagt und auf
die neue Legislatur verschoben.

Der Ärger der Frauenpolitikerin-
nen aus den Mitte-links-Reihen ist
gross. Tatsächlich hatte es lange da-
nach ausgesehen, dass das Kita-Gesetz
wie auf Schienen durchs Parlament zie-
hen würde und niemand es mehr auf-
halten könnte. Der brüske Stopp kurz
vor dem Ziel wirkt da natürlich wie eine
kalte Dusche. Dabei hatte man sich gut
vorbereitet,Allianzen geschmiedet, den
Arbeitgeberverband ins Boot geholt,
auf dieAnhörung von Experten Einfluss
genommen, Parlamentarierinnen in die
zuständigen Kommissionen entsandt.

Auch Arbeitgeber sollen zahlen

ImNationalrat funktionierte das bestens.
Eine breite Allianz setzte sich im letz-
ten März gegen die SVP, die FDP und
den Bundesrat durch. Sie beschloss, dass
künftig alle Eltern, die ihre Kinder aus-
ser Haus in einer Kinderkrippe oder in
einer anderen Institution betreuen las-
sen, bis zum Ende der Primarschulzeit
einenAnspruch aufBundesgelder erhal-
ten,und zwar imUmfang von 20Prozent
derKosten.Wie viel dieEltern verdienen
und ob sie auf dasGeld angewiesen sind,
spielt keine Rolle. Die Bundeskasse soll
dies rund700MillionenFrankenpro Jahr
kosten,Tendenz stark steigend.

In der Ständeratskommission hat die
familienpolitische Euphorie aus dem
Nationalrat dagegen nicht eingeschla-
gen. Zwar spricht auch sie sich grund-
sätzlich für eine finanzielle Unterstüt-
zung der Eltern aus. Gleichzeitig sieht
die Mehrheit ein Problem darin, in Zei-
ten von strukturellen Defiziten eine
neue Sozialleistung einzuführen. Auch
die Frage, warum plötzlich der Bund
für die Familienpolitik zuständig sein
soll und ob sich das vor der Verfassung
rechtfertigen lässt, treibt die Ständeräte

um. Und so tendiert die Mehrheit zu
einem alternativen Modell, das an den
bestehenden Familienzulagen anknüpft.

Die Idee geht dahin, imBundesgesetz
über die Familienzulagen ein neues zu-
sätzliches Instrument, eine sogenannte
Betreuungszulage, einzuführen. An-
spruch darauf sollen Eltern haben, die
effektiv eineKinderbetreuungbrauchen,
um arbeiten zu können; wer seine Zeit
für andere Dinge einsetzt alsArbeit, soll
also nicht subventioniert werden. Auch
will man nicht nur die «institutionali-
sierte» Kollektivbetreuung der Kinder
mitfinanzieren, wie das der Nationalrat
vorschlägt, sondern es den Familien sel-
ber überlassen,wie sie sich organisieren.
Das dürfte all jene Eltern freuen,die auf
eine private Hilfe wie eine Kinderfrau
zählen –weil sie unregelmässigeArbeits-
zeiten haben oder weil sie ihre Kinder
bis zum Kindergartenalter zu Hause be-

treuen lassenwollen.Warumeineprivate
im Unterschied zu einer «institutionali-
sierten» Betreuung keinen Zuschuss er-
halten soll, lässt sich nicht logisch be-
gründen – nur ideologisch.

Das Modell der Ständeratskommis-
sion sorgt im Lager der Krippen-Allianz
für helle Aufregung. Nicht nur Mitte-
links, sondern auch die Arbeitgeber
befinden sich in Alarmstimmung. Der
Schweizerische Arbeitgeberverband
sieht horrendeAusgaben auf die Firmen
zukommen, sollte die neue Betreuungs-
zulage analog zu den Familienzulagen
ausgestaltet sein. Diese werden in prak-
tisch allen Kantonen durch die Arbeit-
geber finanziert.

Es sei unverständlich, dass die bür-
gerliche Mehrheit der Kommission ein
Finanzierungsmodell prüfen lasse, das
praktisch vollumfänglich dieArbeitgeber
in die Pflicht nehmenwürde,kritisiert der

Verband. Ein solches Modell würde man
entschieden ablehnen. Voll des Lobes
sind die Arbeitgeber dagegen über den
Vorschlag des Nationalrats: Es handle
sich um ein «fein austariertes» Kon-
zept. Dass dieses «fein austarierte» Kon-
zept dieWirtschaft nichts kostet und aus
der Bundeskasse finanziert wird, dürfte
nicht unwesentlich zur Begeisterung bei-
tragen. Die Ständeratskommission sieht
das anders und hält es für gerechtfertigt,
dass auch dieWirtschaft bei den Krippen
mitbezahlt und nicht (nur) der Bund.

Die Ständeräte dürften mit dieser
Zurückhaltung bei Bundesrätin Karin
Keller-Sutter offene Türen einrennen.
Die Finanzministerin ist keineswegs er-
picht darauf, dass aus der Bundeskasse
Leistungen finanziert werden sollen,
die (wenn überhaupt) in denAufgaben-
bereich der Kantone fallen. So hat sie,
ganz die geschickte Taktikerin, vor den

Sommerferien eine Vorlage in die Ver-
nehmlassung geschickt,welche die Kan-
tone bei der Kinderbetreuung weiterhin
in der Pflicht behalten will. Konkret sol-
len die Kantone einen geringerenAnteil
an der Bundessteuer erhalten, so dass sie
die Krippen-Vorlage indirekt mitfinan-
zieren.Die Kantone haben das Kita-Ge-
setz bis anhin fast einhellig unterstützt,
in derAnnahme, dass es sie nichts koste.
Man wird sehen, ob sich das nun ändert.

Zum «Reality-Check» aufgerufen

DieStänderatskommissionplant,an ihrer
nächstenSitzung imOktober über dieBe-
treuungszulage zuberaten.Nochoffen ist,
wie dieFinanzierung geregeltwerden soll:
ob nur die Arbeitgeber oder auch die
Arbeitnehmer bezahlen sollen und ob
allenfalls auch der Bund Zuschüsse leis-
ten müsste. Voraussichtlich in der Win-
tersession – der ersten der neuen Legis-
latur und in teilweise neuer Besetzung –
soll sich danndasPlenumdes Ständerates
mit demKita-Geschäft befassen und ent-
scheiden, welchenWeg man gehen will.

Bis dahin dürften die Wogen weiter-
hin hochgehen.DerFrauendachverband
AllianceFprotestiert gegendie «Schein-
lösung» der Ständeratskommission,wel-
che die Arbeitgeber belaste und die Er-
werbsarbeit verteure. Die Co-Präsiden-
tinnen, die Grünliberale Kathrin Bert-
schy und die Grüne Maya Graf, haben
eine Petition gestartet,mit der die finan-
zielle Entlastung der Eltern – «und zwar
Jetzt!» – verlangt wird sowie die Rück-
kehr zumVorschlagdesNationalrats.Zu-
demwerdendieAlliance-F-Anhängerin-
nen aufgerufen, beim «Reality-Check
für die Herren und Damen Ständeräte»
mitzuhelfen und ihre Kita-Rechnungen
beim Frauendachverband hochzuladen.
Diese wollen dieAlliance-F-Damen an-
schliessend dem Ständerat übergeben.

Auch mehr oder weniger Prominente
machen bei der Aktion mit und setzen
sich dafür ein, die Ständeräte zu bekeh-
ren. So empört sich derzeit die Musike-
rin und Vollzeitmutter Sophie Hunger
auf allen Kanälen über die hohen Krip-
penkosten. Der Nationalrat habe ein
«schönes Gesetz» vorgelegt. «Und was
macht jetzt der Ständerat? Er kommt
als Letzter durch die Tür und wirft ohne
Not alles über den Haufen.» Das nennt
man auch Zweikammersystem.

Den Kindern ist es egal, wer für ihrenAufenthalt in einer Betreuungsinstitution aufkommt. ANDREAS ARNOLD / KEYSTONE

London und Brüssel einigen sich – die Schweiz bleibt draussen
Grossbritannien beteiligt sich am Forschungsprogramm Horizon Europe

NIKLAUS NUSPLIGER, LONDON

Drei Jahre lang waren sich London und
Brüsselwegender britischenBeteiligung
am EU-Forschungsprogramm Horizon
in den Haaren gelegen. Im Zuge der
Streitigkeiten ging Grossbritannien so-
gar gerichtlich gegen die EU vor und
wälzte Pläne, ein globales Konkurrenz-
programm auf die Beine zu stellen.

Am Donnerstag aber konnten die
beiden Seiten nun doch noch eine volle
Assoziierung des Vereinigten König-
reichs verkünden. Laut der Regierung
in London können sich britische For-
scher im Rahmen des EU-Programms
ab sofort umFördergelder bewerbenund
die Leitung von Projekten übernehmen.
Britische Wissenschafter reagierten er-
leichtert. Adrian Smith, der Präsident
derRoyal Society,sprach von«phantasti-
schen Neuigkeiten fürWissenschafter in
Grossbritannien und in der ganzenEU».

Politisches Druckmittel

Eigentlich hatten sich London und Brüs-
sel bereits im Dezember 2020 im Rah-
men des Brexit-Freihandelsabkommens
vertraglich auf die britische Assoziie-
rung an dem mit 95,5 Milliarden Euro
höchstdotierten Forschungsförderungs-
programmderWelt geeinigt. In der Folge
aber verschlechterten sich die Beziehun-
gen rapide.Während der Corona-Pande-

mie lieferten sichGrossbritannienunddie
EU einen Wettstreit um Impfstoffe, und
Premierminister Boris Johnson drohte,
das im Brexit-Vertrag enthaltene Nord-
irland-Protokoll unilateral zu kündigen.

Ähnlich wie gegenüber der Schweiz
setzte Brüssel die Forschungskoopera-
tion auch gegenüber London als poli-
tisches Druckmittel ein. Erst nachdem
Premierminister Rishi Sunak und EU-
Kommissions-Präsidentin Ursula von
der Leyen Ende Februar im Windsor-
Abkommen den Streit um Nordirland
feierlich beigelegt hatten, war Brüssel
zur Assoziierung der Briten bereit.

TrotzTauwetter auf breiter Front blieb
die britische Beteiligung an Horizon
Europe monatelang blockiert. London
pochteauf finanzielleZugeständnisse.Die
Britenhatteneinen substanziellenTeil des
von 2021 bis 2027 laufenden Programms
verpasst undbefürchteten,wegendes ver-
spätetenStarts auch fürdieZukunftweni-
ger Fördermittel herausholen zu können.

Nun beteuerte Sunak, er habe gute
Bedingungen für die britischen Steuer-
zahler herausgeholt. Die britische
Regierung wird zwar für ihre Beteili-
gung an Horizon rund 2,43 Milliarden
Euro pro Jahr bezahlen müssen. Doch
werden London die Kosten für die Jahre
2021 und 2022 erspart, in denen die Bri-
ten ausgeschlossen waren.

ZudemsprichtSunakvoneinerGaran-
tie, dass die verspätete britische Beteili-

gung an Horizon für das Land nicht zum
grossenVerlustgeschäftwird.AlsEU-Mit-
glied hatte Grossbritannien bei früheren
Programmen stets deutlich mehr Gelder
bezogen als einbezahlt.

Mobilisieren britische Forscher in
einem der kommenden Jahre um 16 Pro-
zent weniger Horizon-Gelder, als die
Regierung in London eingezahlt hat,
wird der britische Finanzbeitrag für das
Folgejahr reduziert.Während Sunak die-
sen «Korrekturmechanismus» als Ver-
handlungserfolg bezeichnet, sprechen
EU-Beamte bloss von der konkreten
Umsetzung einer Einigung im Brexit-
Freihandelsvertrag von 2020.

Ähnliche Bedingungen für Bern

Die Brüsseler Beamten wollten sich am
Donnerstagnicht zumöglichenFolgender
britischen Assoziierung für die Schweiz
äussern.ZwarhatBernanders alsLondon
mit der EU nie eine vertragliche Grund-
lage für eineHorizon-Assoziierungausge-
handelt. Doch nutzt die EU-Kommission
die Forschungskooperation auch gegen-
über der Schweiz als Druckmittel.

Seit der Bundesrat das institutio-
nelle Rahmenabkommen im Frühling
2021 beerdigt hat, macht Brüssel eine
erneute volle Assoziierung der Schweiz
von den Fortschritten bei den laufen-
den Sondierungsgesprächen zur Rege-
lung der institutionellen Fragen abhän-

gig.EinKommissionssprecher bestätigte
diese Position am Donnerstag. Dass die
neueForschungskommissarin Iliana Iva-
nova jüngst imEU-Parlament eine Eini-
gung mit der Schweiz als «Priorität» be-
zeichnet hat, hat dieAusgangslage nicht
verändert.

Die EU-Kommission wird ihr wich-
tigstes Druckmittel nicht zu früh aus den
Händen geben wollen. Sollten aber sub-
stanzielle Fortschritte bei den Sondie-
rungsgesprächen denWeg für eineAsso-
ziierung ebnen, könnte Bern wohl auf
ähnliche Konditionen hoffen wie Lon-
don. Demnach müsste die Schweiz nur
für jene Jahre einen Finanzbeitrag ent-
richten, in denen sie sich effektiv am
siebenjährigen Programm beteiligt hat.
Offen ist, ob auch ein Korrekturmecha-
nismus denkbar wäre, um zu verhindern,
dass die Schweiz wesentlich mehr in die
EU-Forschungstöpfe einbezahlt, als ihre
Forscher wieder herausholen.

Fest steht, dass die Einigung zwi-
schen London und Brüssel das Ende für
die Schweizer Hoffnungen darstellt, mit
den Briten ein substanzielles Programm
als Konkurrenz zur EU auf die Beine zu
stellen.Die Schweiz undGrossbritannien
gehören mit ihren Universitäten zu den
wichtigsten Forschungsplätzen Europas.

Eine Absichtserklärung der beiden
Regierungen sollte einer Vertiefung
der wissenschaftlichen Kooperation
denWeg ebnen. Doch ohne finanzielles

Förderprogramm blieben die Pläne sehr
vage. Sowohl für Bern wie auch für Lon-
don hatte die Assoziierung an Horizon
Europe stets erste Priorität. Nun droht
die Schweiz gegenüber Grossbritannien
ins Hintertreffen zu geraten.

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Selbstbestimmung ist,
wenn Alternativen auf
Flexibilität treffen.»

Edith Stuber
Leiterin Marktgebiet
Zentralschweiz


